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N
ach Jahrzehnten der 
Diktatur stürzten die 
Menschen in Sudan 
2019 Omar al-Bashir. 
Die Hoffnungen auf 
eine friedliche, demo-

kratische Zukunft des Landes waren 
groß. Heute ist davon kaum etwas 
geblieben. Der Krieg tobt seit bald 
18 Monaten, ohne dass ein Ende in 
Sicht wäre. An mehreren Fronten 
kämpfen die staatlichen sudanesi-
schen Streitkräfte (SAF) und gegen 
die Milizionäre der Rapid Support 
Forces (RSF) unter dem Warlord He-
medti. Die SAF kontrollieren heute 
Ostsudan, die RSF und ihre Verbün-
deten den größten Teil des Westens. 
Über 20.000 Zivilist:innen wurden 
getötet, Millionen leiden unter Ver-
treibung, Hunger und Krankheiten. 
Die internationale Gemeinschaft 
schweigt.

„Wir wurden alleingelassen, nie-
mand kümmerte sich um uns“, 
sagt die Sudanerin Amani der taz 
am Telefon. Sie war Ende Septem-
ber zu Fuß aus El Fasher, der größ-
ten Stadt der westsudanesischen 
Kriegsprovinz Darfur, entkommen. 
Dort liefern sich beide Seiten er-
bitterte Kämpfe. „El Fasher ist zer-
stört. Der wahllose Luft- und Artil-
leriebeschuss durch beide Kriegs-
parteien trifft jeden Zentimeter der 
Stadt, überall gibt es Tote und Ver-
letzte, und alle Krankenhäuser sind 
geschlossen“, sagt Amani. „Hunger, 
Durst und Krankheiten fordern täg-
lich Menschenleben. Es gibt keine 
Hilfe außer selbst organisierten Be-

mühungen, die nicht für alle ausrei-
chen. Ich konnte nicht bleiben und 
bin geflohen“, sagt Amani. Täglich 
sterben Menschen an Hunger, und 
viele essen Müll oder Heuschrecken. 
Die wenigen Hilfskonvois, die versu-
chen, die Lager zu erreichen, werden 
oft geplündert, berichtet sie.

Der Krieg brachte den Hunger. Su-
dan zählt heute zu den vier Ländern 
der Welt mit der höchsten Rate an 
schwerer akuter Unterernährung. 
Von Juni bis September 2024 wa-
ren 25,6  Millionen Menschen von 
einer „schweren Nahrungsmittel-

krise“ betroffen. Rund 755.000 Men-
schen litten unter „katastrophaler 
Ernährungsunsicherheit“. 8,5  Mil-
lionen Menschen sahen sich nach 
UN-Angaben mit einer „akuten Er-
nährungsnotlage“ konfrontiert, die 
meisten von ihnen in den überfüll-
ten Flüchtlingslagern.

Die Tragödie verschärft sich 
durch die Ausbreitung von Epide-
mien wie Cholera, Malaria, Den-
guefieber und Masern. Vom 22. Juli 

bis zum 29. September 2024 wurden 
über 17.600 Cholerafälle und 546 To-
desfälle gemeldet, wobei Tausende 
wahrscheinlich nicht erfasst wur-
den. Das Gesundheitssystem steht 
vor einer beispiellosen Krise. Die 
WHO schätzt, dass 70 bis 80 Prozent 
der Einrichtungen in Konfliktgebie-
ten kaum noch funktionsfähig oder 
geschlossen sind.

11,3 Millionen Sudaner:innen sind 
heute auf der Flucht. Die Hälfte von 
ihnen sind Kinder, viele von ih-
nen wurden mehrfach vertrieben. 
Rund 8,3 Millionen Menschen wur-
den nach dem Ausbruch des lau-
fenden Krieges im April 2023 ver-
trieben. 8,1 Millionen Menschen le-
ben heute als Binnenvertriebene im 
Land. Knapp 2,3 Millionen Menschen 
haben unter oft extrem schwierigen 
Bedingungen Zuflucht im Nachbar-
land gesucht. In Tschad etwa leben 
etwa 650.000 Flüchtlinge in Lagern 
entlang der sudanesischen Grenze 
und leiden unter Hunger und unzu-
reichender Hilfe. In Ägypten sehen 
sich etwa 1,2 Millionen Sudaner:in
nen Abschiebungskampagnen und 
einer zunehmenden rassistischen 
Rhetorik ausgesetzt.

Der Konflikt hat eine internatio-
nale Dimension. Amani El Taweel, 
eine ägyptische Sudanexpertin, 
sagte der taz, dass die jüngsten Mi-
litäroperationen der Armee „nach 
der Lieferung neuer Waffen und 
Drohnen“ erfolgten. Die Erfolge der 
SAF könnten auf „externe Unterstüt-
zung“ zurückzuführen sein. Russ-
land hatte kürzlich angekündigt, der 

SAF Waffen im Austausch für einen 
Marinestützpunkt am Roten Meer 
zu liefern. Es war ein Wendepunkt 
in der Haltung Moskaus – bis dahin 
hatte der Kreml die RSF-Miliz durch 
die Wagner-Gruppe unterstützt. Zu-
dem bekommen die SAF Drohnen 
aus dem Iran. Der RSF-Führer He-
medti wirft Ägypten vor, die SAF 
mit Luftschlägen zu unterstützen. 
Die RSF werden ihrerseits von den 
Vereinigten Arabischen Emiraten 
unterstützt, die sie über Tschad und 
die Zentralafrikanische Republik mit 
Waffen, Munition und Drohnen ver-
sorgen. Die Analystin El Taweel hält 
eine militärische Lösung des Kon-
flikts für „sehr schwierig“. Die Armee 
versuche, das Kräfteverhältnis zu 
ihren Gunsten zu verschieben, um 
sich eine bessere Verhandlungspo-
sition zu verschaffen. Doch die RSF 
kontrollierten weiter den größten 
Teil Darfurs. Am 5. Juni griffen die 
RSF das Dorf Wad El Noura im Bun-
desstaat Al-Jazirah an, über 100 Zi
vilist:innen wurden getötet. Es war 
die höchste Zahl an zivilen Todes-
opfern innerhalb weniger Stunden 
seit Beginn des Krieges. Der Angriff 
ist nach Einschätzung einer UN-Er-
kundungsmission nur eine von vie-
len Gräueltaten, die von beiden Kon-
fliktparteien begangen werden. Die 
Expert:innen beklagen Angriffe auf 
Zivilisten, Schulen und Krankenhäu-
ser, Vergewaltigungen, die Rekrutie-
rung von Kindersoldaten. „Die Men-
schen in Sudan haben eine unvor-
stellbare Tragödie erlitten“, sagt die 
UN-Expertin Joy Ngozi Ezeilo.

Die größte Flüchtlingskrise 
der Welt
Kein Krieg vertreibt heute mehr Menschen als der Konflikt im Sudan. Die Kämpfe eskalieren, ein Ende 
ist nicht in Sicht. Der Konflikt hat eine internationale Dimension und die humanitäre Not ist grenzenlos

vertreibung aus sudan

„Es gibt keine  
Hilfe außer 
selbstorganisierten 
Bemühungen,  
die nicht für alle 
ausreichen“
Amani,  
Bewohnerin der Provinz Darfur

Von Karim Assaad

Wenn die Menschen denn Flügel hätten wie diese Schwalben: Auf dem Weg von Afrika nach Europa   Illustration: Manuel Fazzini

editorial

E
s ist eine humanitäre 
Katastrophe von his-
torischem Ausmaß, 
die der im April 2023 

ausgebrochene Krieg über die 
Menschen in Sudan brachte. 
Hunger, Vertreibung, Krank-
heiten und Tod breiten sich 
in schockierendem Maß 
aus. Doch das Einzige, was 
viele Menschen – und vor al-
lem Politiker:innen – hierzu-
lande an diesem Krieg zu in-
teressieren scheint, ist, dass 
seine Opfer nicht herkom-
men. Doch auch dafür, ih-
nen vor Ort zu helfen, reicht 
die Empathie nicht. 24,8 Mil-
lionen Sudaner:innen brau-
chen heute Hilfe, 2,7 Milliar-
den Euro würde das laut UN 
2024 kosten – nicht einmal 
30 Cent pro Person und Tag. 
Doch verfügbar ist heute nur 
die Hälfte der Summe.

Dabei hat der Krieg viel 
mehr mit uns zu tun, als den 
meisten Menschen bewusst 
sein dürfte. Nach Jahrzehn-
ten der Diktatur und des Bür-
gerkriegs war es die EU, die 
2016 Sudans Präsidenten, 
den international geächteten 
Diktator und Kriegsverbre-
cher Omar al-Bashir, reha-
bilitierte und ihn als Grenz-
schutzpartner aufbaute, um 
die Fluchtroute vom Horn 
von Afrika zu schließen. Da-
von profitierte auch sein 
Mann fürs Grobe: General 
Hemedti, der „Schlächter von 
Darfur“ und Anführer der 
RSF-Milizen. Die wurden seit-
her immer stärker und ver-
suchten nach dem Sturz Ba
shirs 2019 die Macht im Land 
mit Gewalt an sich zu reißen. 
Der Krieg hat seine Wurzeln 
so auch im Handeln unserer 
Gesellschaften.

Sechs Journalist:innen 
aus Europa, Nordafrika und 
dem Nahen Osten hatte die 
taz Panter Stiftung im Mai 
für einen Workshop nach 
Berlin eingeladen. Sie alle 
sind Expert:innen für das 
Thema, das die Wahlen in 
Europa heute bestimmt wie 
kein zweites: Migration und 
der Kampf gegen diese. Wir 
wollten Austausch und Ver-
netzung schaffen, um fun-
dierte Berichterstattung 
über die Migration nach un-
seren Möglichkeiten zu stär-
ken. 

Mit den Teilnehmer:in
nen dieses Workshops und 
anderer Projekte der taz Pan-
ter Stiftung haben wir nun 
diese Sonderbeilage konzi-
piert. Wir wollen damit ein 
Schlaglicht auf den vernach-
lässigten Sudankonflikt wer-
fen – und zeigen, was er mit 
der Migrationspolitik Euro-
pas zu tun hat. Denn wir glau-
ben: Das Wegschauen ist die 
größte Katastrophe. 

� Christian Jakob

Es ist auch 
unsere 
Tragödie
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II vertreibung aus sudan

D
schandschawid“ nannten die Men-
schen sie einst – ein Mix aus den 
arabischen Wörtern dschinn (Teu-
fel) und dschawad (Pferd). Die Mi-
liz aus der westsudanesischen Pro-
vinz Darfur war für die Zivilbevölke-

rung dort gleichbedeutend mit dem Bösen.
Im laufenden Sudankrieg, der im April 2023 

ausbrach, ist die heute als Rapid Support Forces 
(RSF, Schnelle Unterstützungskräfte) bekannte Mi-
liz eine der beiden Kriegsparteien und für zahl-
reiche Gräueltaten verantwortlich.

UN-Inspektoren berichten von ihrer Beteili-
gung an Kriegsverbrechen, von Gewalt und Zerstö-
rung. Ein Bericht von Human Rights Watch wirft 
ihr sexualisierte Gewalt in großem Umfang vor. 
Frauen und Mädchen seien schrecklichen Miss-
handlungen durch die Miliz ausgesetzt, darun-
ter Gruppenvergewaltigungen und längere Ge-
fangenschaft.

Nach Beginn des direkten Konflikts zwischen 
den RSF und den staatlichen Sudanesischen Streit-
kräften (SAF) am 15. April 2024 war zu beobachten, 
wie Angehörige der RSF in die Häuser von Zivilis-
ten einbrachen und deren Hab und Gut plünder-
ten. Im Internet kursierten Videos, die zeigten, wie 
sich die Miliz in den großen Häusern in Al Amarat, 
einem der angesehensten Viertel der Stadt Khar-
tum, niederließ. Schon 2019 hatte ihr Anführer 
Hemedti den Bewohnern Khartums angedroht, 
dass ihr „hohes Gebäude“ (auf Arabisch amarat) 
„nur noch von Katzen bewohnt werden würde“, da 
ihre Besitzer aus Angst fliehen würden. Vier Jahre 
später setzte er seine Drohung in die Tat um. Tau-
sende mussten ihre Häuser verlassen, die RSF be-
setzten sie. Die Miliz griff Zivilisten an, während 
diese versuchten, dem Tod zu entkommen und 
aus Khartum zu fliehen. Mit vorgehaltener Waffe 
hielten die RSF Flüchtende auf, stahlen ihre Autos 
und ließen sie auf der Straße zurück.

Das aber sind bei Weitem nicht die schlimms-
ten Verbrechen, die die RSF im laufenden Krieg be-
gangen haben. Im Juni 2023 tauchten Videos der 
brutalen Hinrichtung des Gouverneurs von West-
darfur, Khamis Abdullah Abakar, auf. Die RSF hat-
ten ihn am 14. Juni 2023 festgenommen. In vier 
verstörenden Videos sind RSF-Soldaten zu sehen, 
wie sie den Gouverneur foltern und seinen Leich-
nam in der Stadt El Geneina schänden. Im ersten 
Clip wird Khamis in Gewahrsam genommen, an-
gegriffen und gedemütigt, bevor er von RSF-Kom-
mandeur Abdulrahman Juma Barakallah in ein 
Büro geführt wird. Die folgenden Videos zeigen 
seinen toten Körper, der schwer gequetscht und 
verwundet ist, während RSF-Mitglieder und ihre 

Verbündeten ihn weiterschänden. Das dritte Vi-
deo zeigt, wie der Leichnam des Gouverneurs un-
ter dem Jubel der Zuschauer von einem Lastwa-
gen überfahren wird, und das letzte, grausamste 
Filmmaterial zeigt, wie sein Körper mit großen 
Steinen beworfen wird, was zu weiteren Entstel-
lungen führt, während eine Menge feiernd zu-
sieht. Diese drastischen Aufnahmen dokumen-
tieren nicht nur die Gewalt, sondern zeigen auch 
die Absicht der RSF, durch die Veröffentlichung 
ihrer Handlungen Terror zu verbreiten.

Im Dezember 2023 begingen die Rapid Support 
Forces (RSF) schwere Gräueltaten in Madani, der 
Hauptstadt des Bundesstaates Al Jazirah im öst-
lichen Zentralsudan – eine der brutalsten Phasen 
des laufenden Konflikts. Die Stadt war sicherer Zu-
fluchtsort für vertriebene Zivilisten aus Khartum, 
bis die RSF sie einnahmen. Danach überzogen sie 
sie mit Gewalt: Wahllose Tötung, Zerstörung von 
Eigentum und die Vertreibung Tausender Zivi-
listen. Madanis strategische Bedeutung machte 
die Stadt zu einem wichtigen Ziel, ihr Fall schnitt 
wichtige Regionen von der Kontrolle der Regie-
rungsarmee ab, was die humanitäre Krise ver-
schärfte. Viele Hilfsorganisationen mussten ih-
ren Einsatz aufgrund der Gewalt einstellen.

In El Geneina, Westdarfur, führten die RSF und 
verbündete arabische Milizen von Januar bis Ap-
ril 2024 eine ethnische Säuberung durch, die 
sich hauptsächlich gegen die Gruppe der Masalit 
richtete. Auch hier verübten sie Massaker, sexu-
alisierte Gewalt, zerstörten Masalit-Gemeinden 
durch wahlloses Beschießen und Abbrennen von 
Häusern. Zivilisten wurden bei Sichtkontakt er-
schossen, und Überlebende berichteten von Mas-
sengräbern. Tausende wurden vertrieben, als RSF-
Truppen, oft zusammen mit lokalen arabischen 
Milizen, ganze Stadtviertel plünderten und nie-

Der General  
des Grauens

Von Lujain Alsedeg

„Europa und die USA 
haben kaum eine 
andere Wahl, als die 
jüngste Regierung zu 
unterstützen, um eine 
Flüchtlingskrise 
abzuwenden“
General Hemedti

Einst Völkermörder, dann Türsteher Europas, heute Treiber des Krieges im eigenen Land: General Mohamad Hamdan Daglo, April 2019   Foto: Umit Bektas/reuters

Seit Jahrzehnten verüben 
die Rapid Support Forces 
Verbrechen im Land.  
Ihr Anführer, der Warlord 
Hemedti, sollte einst  
für die EU Flüchtlinge 
stoppen. Heute will er 
mit Gewalt die Macht  
in Sudan



die Miliz 2008 an, als sie gegen die Regierung re-
bellierte, weil diese ihre Bemühungen im Kampf 
gegen die Rebellen nicht anerkannte. In einem be-
rühmten CNN-Interview im Jahr 2008 sagte He-
medti, er werde die Regierung „bis zum Jüngsten 
Tag“ bekämpfen, wenn sie ihnen nicht das gebe, 
was ihnen zustehe: Anerkennung und Macht.

Und 2013 erhielt sie diese Anerkennung dann 
durch ein Präsidialdekret. Die Dschandschawid 
wurden in „Rapid Support Forces“ umbenannt 
und unter der Führung von Hemedti offiziell mit 
dem Kampf gegen die Rebellen in Darfur, der Un-
terbindung der Schmuggelaktivitäten und der Be-
wachung der Grenzen zu Ägypten, Tschad und Li-
byen beauftragt.

Aber Hemedtis Ehrgeiz kannte keine Gren-
zen. Mit der offiziellen Anerkennung und Macht 
brauchte er eine beständige Einnahmequelle. Im 
Jahr 2012 fand er diese in der Übernahme der 
Dschebel-Amer-Goldminen in Darfur und der 
Bereitstellung von RSF-Söldnern für den Kampf 
in Jemen im Jahr 2014. Berichten zufolge wur-
den diese von den Vereinigten Arabischen Emi-
raten bezahlt.

Die Kombination aus Reichtum und Macht 
brachte Mohamed Hamdan Daglo näher an 
Omar al-Bashir, der von 1989 bis 2019 Sudan 
beherrschte. Bashir nannte ihn „Hamayti“ (was 
„mein Schutz“ bedeutet), woraus später der Spitz-
name Hemedti entstand.

Trotzdem wurde Hemedti weiterhin mit der 
Drecksarbeit der Regierung beauftragt, und da die 
Miliz die Kontrolle über die Grenzen zu Ägypten, 
Libyen und Tschad beanspruchte, wurde auch die 
Aufgabe, die irreguläre Migration zu stoppen, der 
RSF übertragen.

So ließ die sudanesische Regierung von 2012 bis 
2018 jährlich zwischen 800 und 1.200 Migrant:in
nen durch die RSF verhaften. Diese Bemühungen 
wurden später von Hemedti genutzt, um mehr 
Macht und Ressourcen zu erpressen.

Die EU hat in jener Zeit immer wieder be-
hauptet, sie ließe der Regierung Sudans oder ih-
ren Streitkräften keine direkte finanzielle Unter-
stützung zukommen, sondern alle Gelder über 
Entwicklungsagenturen der EU-Mitgliedstaaten, 
internationale Organisationen oder Nichtregie-
rungsorganisationen nach Sudan leiten. Gleich-
zeitig hat Hemedti wiederholt öffentlich erklärt, 
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derbrannten. Menschenrechtsorganisationen, da-
runter Amnesty International und die UN, haben 
diese Gräueltaten dokumentiert und sie als „völ-
kermörderische Akte“ bezeichnet. Bis heute set-
zen die RSF dieses Vorgehen fort.

Es ist nicht das erste Mal, dass die Miliz für sol-
che Verbrechen verantwortlich gemacht wird. 
Ihre Wurzeln reichen zurück in die 1980er Jahre, 
als Tschad von einem Bürgerkrieg heimgesucht 
wurde. Damals beschloss Libyen einzugreifen, in-
dem es arabische Nomaden im Osten Tschads be-
waffnete. Der Regierung Sudans war das nicht ge-
heuer. Sie gab auf der anderen Seite der Grenze, 
in der westsudanesischen Region Darfur, Waffen 
und Munition an arabischsprachige Abbala-No-
maden aus und verpflichtete sie, als bewaffnete 
Abschreckung gegen mögliche tschadische Ein-
fälle in Sudan zu fungieren. So begann der Ein-
fluss der Miliz in der Wüste zwischen Sudan und 
Libyen – einer Region, die später Teil einer der töd-
lichsten irregulären Migrationsrouten der Welt 
werden sollte.

Daran aber dachten die Milizionäre damals 
noch nicht – die Eindämmung der irregulären 
Migration war als Mittel, um Geld und Macht zu 
erlangen, noch nicht auf ihrem Radar. Vielmehr 
ließ sich zu jener Zeit Geld verdienen, indem man 
im Auftrag der SAF gegen Rebellen kämpfte. In den 
1990er Jahren überfiel die Dschandschawid-Mi-
liz unter dem Vorwand der Grenzkontrolle Dörfer 
entlang der Grenze zwischen Tschad und Sudan.

Ihre Aktivitäten nahmen 2003 eine neue Di-
mension an, als Rebellen aus der sesshaften Land-
bevölkerung Darfurs aus Protest gegen die unfaire 
Behandlung durch die sudanesische Regierung 
Angriffe auf Regierungseinrichtungen verübten. 
Um die Rebellen zu bekämpfen, kooperierte die of-
fizielle Regierungsarmee – heute der Gegner der 
RSF im laufenden Konflikt – mit dieser, um die 
Rebellen von Darfur zu besiegen.

Ein typischer Überfall der Dschandschawid be-
gann in dieser Zeit mit einem Angriff der sudane-
sischen Luftwaffe, bei dem Kampfhubschrauber 
oder Antonow-Bomber zivile Siedlungen angrif-
fen. Innerhalb weniger Stunden stürmten dann 
berittene Dschandschawid in das Gebiet, töteten 
und verstümmelten die Männer, vergewaltig-
ten die Frauen und töteten oder entführten die 
Kinder. Die Angreifer zerstörten die Grundlagen 
des Dorflebens – sie brannten Felder und Häu-
ser nieder, vergifteten Brunnen und beschlag-
nahmten alles, was von Wert war. In den Jahren 
2003 bis 2008 wurden so Hunderttausende getö-
tet und Millionen von Menschen vertrieben, als 
die Dschandschawid die Zivilbevölkerung in ganz 
Darfur ins Visier nahmen. Die gemeinsamen An-
griffe von SAF und Dschandschawid wurden spä-
ter von internationalen Beobachtern als ethnische 
Säuberung eingestuft.

Im Zentrum der Dschandschawid stand ein jun-
ger, ehrgeiziger Kamelhändler namens Mohamed 
Hamdan Daglo, der heute besser als Hemedti be-
kannt ist. Hemedti kämpfte zunächst unter der 
Führung seines Cousins Musa Hilal, der zu Beginn 
der Säuberungen in Darfur erst in seinen Zwan-
zigern war. Hemedti stieg schnell auf und führte 

„Wie können sie die 
Aufgabe haben, die 
irreguläre Migration 
zu stoppen, wenn sie 
der Grund dafür sind, 
dass viele von uns 
überhaupt erst 
fliehen?“
Magdi Alsafi, Bewohner der Provinz Darfur

Die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen (MSF) ist 
alarmiert über das Ausmaß von Hunger und 
Unterernährung in weiten Teilen Sudans, insbeson­
dere in der Region Darfur. Bei der Untersuchung von 
30.000 Kindern sei akute Unterernährung bei mehr 
als 30 Prozent festgestellt worden. Die WHO lege 
den Schwellenwert für Notfälle bei 15 Prozent fest. 
„In diesem Stadium sprechen wir nicht von einem 
Notfall – wir sprechen von einem Albtraum“, sagt 
Claire San Filippo von MSF. Mit Blick auf die willkür­
liche Bombardierung auch ziviler Wohngebiete, 
Zerstörung von Gesundheitseinrichtungen und 
Verhinderung humanitärer Hilfe in dem Machtkampf 
sprach sie von einem „Krieg gegen die Zivilbevöl­
kerung“.

„Ein Albtraum“

dass er „die Arbeit der Europäischen Union er-
ledigt“ und regelmäßig Zahlen über die Anzahl 
der „illegalen Einwanderer“ liefert, die von sei-
nen Streitkräften festgehalten und abgeschoben 
wurden.

Magdi Alsafi war erst 23 Jahre alt war, als er vor 
den Gräueltaten der RSF in Darfur floh. Er ist ei-
ner von 9.300 sudanesischen Migrant:innen, die 
von 2014 bis 2016 in Italien ankamen. 2015 hatte 
er keine Ahnung, was ihn auf seiner Reise durch 
Libyen erwarten würde. Alsafi floh über die Städte 
El Fasher, Mellit und Malha bevor er nach Norden 
zur libyschen Grenze und zu den Kufra-Oasen auf-
brach. Von Libyen aus überquerte er mit dem Boot 
die gefährliche See nach Italien.

Heute, fast zehn Jahre später, rät er Freunden 
und Familienmitgliedern, die ihn um Hilfe bei der 
Migration nach Europa durch Libyen bitten, da-
von ab. „Meine Reise war furchtbar“, sagt er. „Ich 
überlebte wie durch ein Wunder, aber nicht jeder 
hat so viel Glück. Was wäre, wenn ich unterwegs 
gestorben wäre?“, fragt er.

Magdi konnte es nicht glauben, als er über die 
Rolle der RSF bei der Eindämmung der irregulären 
Migration nachdachte. „Wie können sie die Auf-
gabe haben, die irreguläre Migration zu stoppen, 
wenn sie der Grund dafür sind, dass viele von uns 
überhaupt erst danach suchen?“

Die Beteiligung an der Migrationskontrolle war 
nicht die einzige Drecksarbeit, die die RSF unter 
der Herrschaft al-Bashirs übernahmen. Sie war 
auch an der Niederschlagung friedlicher Proteste 
in Khartum sowie an der Bekämpfung von Auf-
ständen in den Bundesstaaten Südkordofan und 
Blauer Nil ab 2012 beteiligt.

Als im Jahr 2018 die Proteste gegen die Regie-
rung Bashirs ihren Höhepunkt erreichten, gab es 
Berichte, dass Ausrüstung wie Kameras und Sen-
soren, die ursprünglich zur Überwachung von 
Menschenhändlern bereitgestellt worden wa-
ren, gegen friedliche Demonstranten eingesetzt 
wurden. Am 3. Juni 2019 lösten die RSF schließ-
lich eine friedliche Sitzblockade auf und töteten 
über 186 Demonstrant:innen.

Erst dann stellte die EU unter Druck einige ih-
rer Programme in Sudan ein. Doch der Schaden 
war bereits angerichtet. Die Miliz, die 2013 mit 
5.000 bis 6.000 Kämpfern begann, hat heute 
schätzungsweise mindestens 100.000 Kämpfer, 
und ihre Aktivitäten sind außer Kontrolle gera-
ten. So berichtet die NGO Global Witness, dass die 
RSF über ein Sicherheitsunternehmen verfügen, 
das Personal rekrutiert, um verschiedene Stand-
orte zu bewachen. 2022 bewarben sie sich sogar 
auf Ausschreibungen internationaler Organisati-
onen, um deren Sicherheit zu gewährleisten.

Als die EU die Aussetzung ihrer Programme in 
Sudan angekündigt hatte, drohte Hemedti den 
europäischen Ländern offen mit einem Flücht-
lingsansturm. Im Jahr 2021, nur fünf Tage nach 
dem Militärputsch, der die zivile Übergangsre-
gierung stürzte, erklärte der RSF-Führer der Zei-
tung Politico, dass „Europa und die USA kaum 
eine andere Wahl hätten, als die jüngste Regie-
rung zu unterstützen, um eine Flüchtlingskrise 
abzuwenden“.

Lujain Alsedeg ist Journalistin und Daten­
analystin. Sie stammt aus Khartum in Sudan, 
2021/2022 nahm sie am taz Panter Afrika-
Workshop teil. Nach Ausbruch des Krieges im 
April 2023 musste sie aus Sudan fliehen. 
Heute lebt sie mit ihrer Familie in Kairo.
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Diese Drohungen schienen zu fruchten. Denn 
auch nach dem Militärputsch im Oktober 2021 
gegen den zivilen Übergangspräsidenten Abdalla 
Hamdok wurde der Khartum-Prozess fortgesetzt 
und auf der offiziellen Website des Programms 
wurden regelmäßig aktuelle Informationen über 
die Fortschritte veröffentlicht.

Unter den 1,8 Millionen Flüchtlingen befindet 
sich eine Mutter namens Eman. Als der Krieg im 
April 2023 ausbrach, war sie mit ihrem Mann und 
ihrem zweijährigen Sohn im Urlaub in Istanbul, 
Türkei. Die 32-jährige ehemalige UN-Mitarbeite-
rin war am Boden zerstört, als sie erfuhr, dass sie 
in Sudan alles verloren hatte und keine andere 
Wahl hatte, als sich auf eine gefährliche Reise nach 
Griechenland zu begeben und mit klapprigen Flö-
ßen die Ägäis, den schmalen Wasserstreifen zwi-
schen den beiden Ländern, zu überqueren. Sie lebt 
jetzt in einem Vorort von Paris und wartet auf die 
Entscheidung über ihren Asylantrag. „Ich wollte 
Sudan nie verlassen. Vor dem Krieg war ich oft in 
Europa und hätte nie gedacht, dass ich hier ein-
mal als Flüchtling leben würde, aber ich musste 
an meinen Sohn denken.“

Die meisten sudanesischen Flüchtlinge be-
trachten Europa jedoch nicht als Zufluchtsort. 
Jüngsten Berichten zufolge werden die meisten 
der 1,8 Millionen sudanesischen Flüchtlinge von 
Nachbarländern aufgenommen, darunter die Zen-
tralafrikanische Republik, Tschad, Ägypten, Äthi-
opien und Südsudan. Die bewusste Entscheidung 
der sudanesischen Flüchtlinge, in der Nähe ihres 
Landes zu bleiben, ist ein klarer Hinweis auf ihre 
Absicht, nach Kriegsende zurückzukehren.

Es gibt jedoch keine Anzeichen dafür, dass der 
Krieg bald zu Ende sein wird. Im September 2023 
gab es einen Runden Tisch zu den „Auswirkun-
gen der Krise in Sudan auf die Migrationsströme 
in der Region“. Der Krieg wird so zum reinen Pro-
blem des Migrationsmanagements, die Rolle, die 
die EU bei der Entstehung des Konflikts gespielt 
hat, wird völlig außer Acht gelassen.

Die Politik der EU zur Auslagerung der Migra-
tionskontrolle hat nicht nur die irreguläre Migra-
tion nicht gestoppt, sondern auch die Bedingun-
gen, die sie verursacht haben, noch verstärkt. Der 
heutige Krieg in Sudan, der Millionen von Men-
schen vertrieb, ist ein klares Beispiel dafür. Die 
Partnerschaft der EU mit sudanesischen Akteu-
ren hat Hemedti und die RSF gestärkt und die Si-
tuation im Land verschärft.

taz 🐾 panterstiftung

Sarah Easter von der Hilfsorganisation Care beklagte 
eine Zuspitzung der Flüchtlingsnot im Osten Tschads, wo 
600.000 Menschen vor allem aus Darfur Zuflucht gesucht 
haben. Innerhalb einer Woche seien rund 20.000 Men­
schen aus dem Nachbarland eingetroffen. Von den 
unterernährten Kindern, die in den Kliniken der Organisa­
tion behandelt werden, seien mehr als die Hälfte „im roten 
Bereich“, also akut unterernährt. Es mangele zunehmend 
an Lebensmitteln, die Preise stiegen rapide an.

Für Südsudan hat der Konflikt im Nachbarland nach 
Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR ebenfalls 
immer stärkere Auswirkungen. Seit Beginn des Konflikts 
seien mehr als 810.000 Menschen aus Sudan angekom­
men.



IV vertreibung aus sudan

M
itte Oktober berichtet die NGO 
Human Rights Watch von Kämp-
fen zwischen den Regierungs-
truppen Äthiopiens und den 
Fano-Milizen im Nordwesten 
des Landes. In die Region hatten 

sich Tausende Flüchtlinge aus dem Sudan geret-
tet. Die Kämpfe hätten sie im Aufnahmeland „in 
große Gefahr gebracht“, so Human Rights Watch. 
Die äthiopische Regierung solle den Schutz der 
Flüchtlinge verstärken, die seit über einem Jahr 
„Misshandlungen und Kämpfen durch bewaff-
nete Männer, Milizen und in jüngster Zeit auch 
durch Regierungstruppen ausgesetzt sind“.

Seit dem Ausbruch des bewaffneten Konflikts 
in Sudan im April 2023 haben Zehntausende Suda
ner:innen in Äthiopien Zuflucht gesucht, die meis-
ten in der Region Amhara. Durch örtliche bewaff-
nete Milizen drohen ihnen laut HRW „Morde, Prü-
gel, Plünderungen, Entführungen gegen Lösegeld 
und Zwangsarbeit“. „Sudanesische Flüchtlinge in 
Äthiopien sind seit mehr als einem Jahr Opfer 
von Misshandlungen seitens verschiedener be-
waffneter Akteure“, sagte Laetitia Bader von HRW. 
Sie seien „vor schrecklichen Misshandlungen in 
ihrer Heimat geflohen und brauchen dringend 
Schutz, nicht weitere Bedrohungen für ihr Leben.“

Dass Sudaner:innen vor dem Krieg in ihrer Hei-
mat in das für sie offenbar ähnlich gefährliche 
Äthiopien fliehen müssen, statt in sichere Regio-
nen – daran hat die EU lange gearbeitet.

Der wohl wichtigste Schritt dabei war, Sudans 
einstigen Präsidenten Omar al-Bashir zum Part-
ner zu machen. Dabei hatte der Internationale 
Strafgerichtshof (IStGH) 2009 wegen Kriegsver-
brechen den ersten Haftbefehl gegen al-Bashir 

erlassen; der zweite folgte ein Jahr später. Der 
Vorwurf lautete: Völkermord in der westsuda-
nesischen Provinz Darfur, wo seit 2003 bis zu 
300.000  Menschen meist von regierungsna-
hen Milizen getötet worden waren. Bashir war 
das erste amtierende Staatsoberhaupt, das vom 
IStGH angeklagt wurde.

Doch ab 2014 fand der international geächtete 
Bashir langsam aber sicher wieder in die Staaten-
gemeinschaft zurück – und die EU war maßgeb-
lich daran beteiligt, ihm den Weg zu ebnen.

Ab 2014 mehrten sich die Berichte über „Men-
schenhandel“ in Sudan – und das Lob für die Be-
mühungen des Regimes, dagegen vorzugehen. 
Das Lob kam unter anderem von dem in Wien an-
sässigen Thinktank ICMPD (International Center 
for Migration Policy Development). Sudan, der Pa-
ria der Weltgemeinschaft, galt langsam wieder als 
integer handelnder Akteur.

Im Oktober 2014 trafen sich in Khartum Vertre-
ter von Staaten der Afrikanischen Union. Sie spra-
chen über Menschenhandel am Horn von Afrika. 
Wenige Wochen später lud die EU die Staaten zu 
einer Ministerkonferenz nach Rom ein. Sie ver-
sprachen, gemeinsam die „Herausforderungen 

Flieht doch in einen 
anderen Krieg

Von Stavros Malichudis und Agus Morales 

„Die Innenminister 
haben vor allem auf 
die Effizienz 
geschaut“
Pierre Vimont, französischer Diplomat

Wer vor den Kriegen am Horn von Afrika fliehen wollte, musste an ihnen vorbei: Eine Einheit der Rapid Support Forces stoppt Flüchtlinge auf dem Weg nach Libyen, Januar 2017    Foto: Mohamed Nureldin Abdallah/reuters

Nur wenigen der vielen 
Millionen vertriebenen 
Sudaner:innen gelingt 
heute die Flucht an 
einen sicheren Ort. 
Daran hat die EU 
jahrelang gearbeitet
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Wer vor den Kriegen am Horn von Afrika fliehen wollte, musste an ihnen vorbei: Eine Einheit der Rapid Support Forces stoppt Flüchtlinge auf dem Weg nach Libyen, Januar 2017    Foto: Mohamed Nureldin Abdallah/reuters

des Menschenhandels und der Schleusung von 
Migranten zwischen dem Horn von Afrika und 
Europa im Geiste der Partnerschaft“ anzugehen. 
Es war die Geburtsstunde des Khartum-Prozes-
ses, eines bis heute existierenden Bündnisses, in 
dem die Staaten Ostafrikas Geld bekommen, um 
Flüchtlinge Richtung Europa aufzuhalten. Und da-
von gab es dort schon damals, lange vor dem lau-
fenden Sudankrieg, viele Millionen.

Geburtshelfer war das ICMPD, das die Koopera-
tion bis heute als eine Art diplomatischer Dienst-
leister managt. Sudans Regierung unter dem 
Kriegsverbrecher Bashir wurde Mitglied des Stee-
ring Committee, des Leitungsgremiums. Der da-
malige Bundesaußenminister Frank-Walter Stein-
meier (SPD) lobte bei dem Gründungstreffen in 
Rom die geplanten „Hilfsprojekte am Horn von Af-
rika“, die „Bedingungen von Flüchtlingen und Mi-
granten in den Ländern verbessern, durch die die 
Migrationsrouten führen“. Der Aktionsplan ruhe 
auf den „drei Pfeilern Diplomatie, Sicherheit und 
Entwicklung“, hieß es.

Viele Medien, NGOs, Abgeordnete stellten die 
Frage: Kann, darf man mit solchen Staaten zusam-
menarbeiten? In Brüssel wurde darüber schon 
früh nachgedacht. Die Antwort lautete: Ja. „Die 
Innenminister haben vor allem auf die Effizienz 
geschaut“, sagte der französische Diplomat Pierre 
Vimont dazu. „Es ging darum: Wie kommen wir 
zu Ergebnissen?“ Die EU-Innenminister traten 
dafür ein, die Diktatoren an den Tisch zu holen, 
wenn sie nützlich sein können. „Das berührt un-
sere Werte und Prinzipien“, sagte Vimont. Trotz-
dem entschied man sich dafür.

Schon früh war klar, auf wen al-Bashir setzen 
würde, um seine Verpflichtungen aus dem Deal – 

„Diese Flüchtlinge 
brauchen dringend Schutz, 
nicht weitere Bedrohungen 
für ihr Leben“
Laetitia Bader, Human Rights Watch

der für ihn der Weg zurück zur diplomatischen 
Normalität war – umzusetzen: auf jene, die ihm 
schon beim Völkermord in Darfur geholfen hat-
ten, die RSF-Milizen.

Es waren zwei Hauptmigrationsrouten, die die 
RSF kontrollieren sollten: Die östlichste Route, die 
vor allem von Eritreern, Äthiopiern und Somali-
ern genutzt wurde, führte von Khartum durch den 
Nordwesten Sudans zur libyschen Grenze. Weiter 
westlich fuhren Darfuris und Migranten aus an-
deren Teilen Afrikas von der Hauptstadt Norddar-
furs, El Fasher, Richtung Libyen.

2016 behauptete RSF-Anführer General Mo-
hammed Hamdan Daglo, seine Truppen hätten 
20.000 Migranten festgenommen. Es war eine of-
fensichtlich übertriebene Zahl, um die Aufmerk-
samkeit der europäischen Partner zu erregen. „Ich 
sage es ganz klar: Wir sind durch die Flüchtlinge 
nicht gefährdet, denn die Menschen wollen ja 
nach Europa“, sagte Daglo im August 2016 auf ei-
ner Pressekonferenz in Khartum. Stolz präsen-
tierte er der Presse über 800 verhaftete „illegale 
Migranten“: Eritreer, Äthiopier und Sudaner; da-
runter Frauen und Kinder. Wie Vieh waren sie auf 
der Ladefläche eines Lastwagens vom Gefängnis 
zur Pressekonferenz gekarrt worden. Sie waren 
auf dem Weg nach Europa gewesen, um Schutz 
zu suchen, als die RSF sie aufgriffen. „Also arbei-
ten wir stellvertretend für Europa“, sagte Daglo in 
die Kameras. Im Januar 2017 verhaftete er erneut 
1.500 Menschen bei ihrer Flucht Richtung Libyen.

Sudans Innenminister schickte den Europäern 
im Rahmen des Khartum-Prozesses eine Bestell-
liste: „Ausrüstung, Internierungszellen, Zäune 
und Kampfhubschrauber für die Grenzpolizei“, 
standen darauf. 2016 gelangten Medien an Do-
kumente, aus denen hervorging, dass die EU Mit-
tel für die Ausbildung der sudanesischen Grenz-
polizei vorgesehen hatte und tatsächlich plante, 
Überwachungsausrüstung zur Verfügung zu stel-
len, unter anderem für Haftanstalten in Ostsudan.

Nach Protesten wurden die Lieferungen ge-
strichen. Aber die EU stellte immerhin 81 Millio-
nen Euro für ein Programm namens Better Mig-
ration Management (BMM) in den acht Ländern 
am Horn von Afrika bereit. Es wurde zum Großteil 
von der Deutschen Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) umgesetzt. Mit Informa-
tionskampagnen, die über die Gefahren auf den 
Fluchtrouten aufklären sollen oder mit dem Trai-
ning von Grenzpolizisten und Behörden sollten 
Migrant:innen offiziell „besser geschützt“ werden.

Mehrere EU-Mitgliedstaaten, darunter Großbri-
tannien, Italien und Deutschland, führten damals 
Gespräche mit Sudan über Migrationsfragen. Das 
italienische und das sudanesische Innenminis-
terium unterzeichneten eine Absichtserklärung 
zum „Grenzmanagement“ und der Abschiebung 
sudanesischer Migranten von Italien nach Sudan.

In einem Drahtbericht des Auswärtigen Amts 
war von den „maßgeschneiderten Länderpake-
ten“ die Rede, „die unter keinen Umständen an 
die Öffentlichkeit gelangen“ dürften. Denn der 
Ruf der EU stehe „auf dem Spiel, wenn sie sich zu 
stark in dem Land“ engagiere.

All dies wurde von General Daglo als Druckmit-
tel eingesetzt, um neue Forderungen zu stellen.

Es bestünde „grundsätzlich die Gefahr, dass 
eine solche Zusammenarbeit autoritäre Machtha-
ber stärken kann, die Menschenrechtsverletzun-
gen begehen“, schrieb die Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP) 2017. Eine „weitergehende in-
ternationale Rehabilitierung sowie umfassende 
finanzielle Hilfen stehen auf seiner Wunschliste“, 
heißt es in einem anderen SWP-Papier von 2018. 
Insbesondere das Programm Better Migration Ma-
nagement habe hohe Erwartungen geweckt. „Ent-
sprechend groß ist die Frustration darüber, dass 
die EU die sudanesischen Erfolge bei der Grenzsi-
cherung aus Sicht Khartums zu wenig honoriert.“ 
Gleichwohl habe der innenpolitische Druck auf 
die EU, die Zahl der Ankommenden aus Afrika zu 
reduzieren, die „Verhandlungsmacht der sudane-
sischen Regierung“ gestärkt.

Von 2016 bis 2020 zahlte die EU insgesamt 
242  Millionen Euro an Sudan. Dieses Geld soll 
auch jenen zugute gekommen sein, die heute 
Krieg gegeneinander führen. Bekam die EU da-
für den Flüchtlingsstop, den sie wollte?

Teilweise ja. 63.000 Menschen kamen 2015 vom 
Horn von Afrika als Flüchtende nach Europa, nur 
noch 11.000 waren es 2017. Die UN-Migrationsor-
ganisation IOM führt diese Abnahme vor allem 
auf eine schärfere Grenzüberwachung in Sudan 
zurück. Auch aus dem Land selbst flohen 2017 

rund 10.000 Sudaner:innen nach Europa. 2023, 
im ersten Jahr des laufenden Kriegs, waren es 
7.000 Sudaner:innen, in diesem Jahr 2.092. An-
gesichts der enormen Zahl durch den Krieg in Su-
dan Vertriebener sind die Fluchtrouten von dort 
nach Europa offenkundig weitgehend blockiert.

Das Geld, das Sudan für diese Blockade bekam, 
war in der Regel als Entwicklungshilfe deklariert. 
Es stammt aus dem EU-Nothilfe-Treuhandfonds 
für Afrika (EUTF), den der Europäische Rechnungs-
hof kürzlich nachdrücklich kritisierte. Die Mittel 
seien „nicht ausreichend auf die vereinbarten Pri-
oritäten ausgerichtet“, so der Rechnungshof. Es 
gebe „Schwächen“ in der Nachhaltigkeit sowie 
einen „Mangel an Verfahren und Folgemaßnah-
men bei Vorwürfen von Menschenrechtsverlet-
zungen“. Die NGO Oxfam weist darauf hin, dass 
nur 3 Prozent der Mittel des Khartum-Prozesses 
für die Entwicklung „sicherer und legaler Migrati-
onswege“ ausgegeben wurden, während der Rest 
in die Migrationskontrolle floss.

Von dieser Politik profitiert heute auch das au-
toritär regierte Ägypten, das erst im Februar einen 
Migrationsdeal über sage und schreibe 7,4 Milli-
arden Euro von der EU in Aussicht gestellt bekam. 
Ägypten sei „ein wichtiges Land für Europa, so-
wohl jetzt als auch in Zukunft“, sagte ein Vertreter 
der EU-Kommission mit Blick auf die Grenzen zu 
Libyen, Sudan und dem Gazastreifen. Neun Milli-
onen Migranten und Flüchtlinge leben in Ägyp-
ten, darunter 4 Millionen aus Sudan. Die EU-Mit-
tel sollen unter anderem dazu dienen, die Grenze 
Ägyptens nach Sudan besser abzuschotten, über 
die viele Menschen aus südlicheren afrikanischen 
Ländern und aus Sudan selbst nach Ägypten kom-
men.

Eine ähnliche Rolle nimmt heute auch Ma-
rokko ein. 

Noch vor 20 Jahren waren die spanischen Ex-
klaven Ceuta und Melilla praktisch ungehindert 
zu erreichen. Doch seither hat Spanien sie immer 
weiter abgeschottet, seit 2006 in Kooperation mit 
Marokko. Die Entwicklungshilfe für den Magh-
rebstaat wurde von Spanien und der EU stark auf-
gestockt.

Wie sehr das Sudaner:innen trifft, zeigte sich 
besonders deutlich beim „Massaker von Melilla“ 
am 24. Juni 2022. Bei dem Versuch, den Grenzzaun 
von Melilla zu überwinden, starben nach NGO-
Angaben mindestens 37 Menschen, es gab Hun-
derte Verletzte.

Die meisten der rund 1.700 Menschen, die sich 
an jenem Tag auf den Weg zu den Grenzzäunen 
machten, waren Sudaner:innen. Zu diesem Zeit-
punkt war der aktuelle Krieg noch nicht ausgebro-
chen, aber die Menschenrechtslage in dem Land 
war auch nach dem Sturz von Omar al-Bashir äu-
ßerst prekär. Für Menschen aus Orten wie Darfur 
bedeutet dies, dass sie einen Anspruch auf Flücht-
lingsschutz haben – aber gewaltsam daran gehin-
dert werden, ihn in Europa geltend zu machen. 
Die Anerkennungsrate der Asylanträge von Su
daner:innen lag im Juni 2022 EU-weit immerhin 
bei 48 Prozent.

Stavros Malichudis ist ein griechischer Journalist 
und Chefredakteur des auf Migration spezialisierten 
englischsprachigen Online-Magazins Solomon. 2024 
nahm er am taz Panter EU-Migrations-Workshop teil.
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In der öffentlichen Debatte in Spanien ging 
es so nicht darum, wer die Menschen waren, die 
2022 nach Melilla gelangen wollten. Spaniens Prä-
sident Pedro Sánchez sprach von einem „gewaltsa-
men Übergriff“, der „ein Angriff auf die territori-
ale Integrität unseres Landes“ sei. Die martialische 
Sprache des Krieges diente dazu, einen vermeint-
lichen äußeren Feind zu markieren, um im Inne-
ren einen Konsens für die ausgeübte Gewalt her-
zustellen. Sánchez sprach davon, dass die marok-
kanische Gendarmerie „in Koordination mit den 
staatlichen Sicherheitskräften und -organen ge-
arbeitet hat, um diesen gewaltsamen Angriff ab-
zuwehren“. In dieser Kommunikation mit einem 
Nachbarstaat diente die Diplomatie dazu, diesen 
zum andauernden Gewalteinsatz zu bewegen.

Denn hinter den Toten jenes Tages stehen kom-
plexe Beziehungen zwischen Spanien und Ma-
rokko. Spanien war mehrfach von Marokko er-
presst worden, und stets wurde die „Zusammen-
arbeit“ in Migrationsfragen dabei als Druckmittel 
eingesetzt. Spanien wurde so unter anderem ge-
nötigt, seine Unterstützung für ein Referendum 
zur Unabhängigkeit der von Marokko besetzten 
Westsahara aufzugeben. Sein Land sei ein „for-
midables Bollwerk“ gegen die illegale Migration, 
heißt es in einem Brief, den Lahcen Haddad, einst 
Tourismusminister von Marokko, später Vorsit-
zender der EU-Kontaktgruppe des marokkani-
schen Parlaments, Ende Juni 2022 nach Brüssel 
schickte. Und damit das so bleibt, wird fast alles 
in der europäischen Afrikastrategie dem Ziel un-
tergeordnet, die Menschen vor Ort aufzuhalten. 
Denn wer aus Afrika gar nicht erst herauskommt – 
der schafft es auch nicht nach Europa, so das Kal-
kül. Und so fliehen Menschen aus Sudan heute 
mangels Alternativen in Gebiete, wo sie Gefahr 
laufen, erneut von Krieg bedroht zu werden. 

Agus Morales ist Chefredakteur der spanischen 
Zeitschrift „Revista 5W“, die vor allem in langen 
Reportagen über Menschenrechte berichtet. 2024 
nahm er am taz Panter EU-Migrations-Workshop teil.
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VI vertreibung aus sudan

Ob als Gastarbeiter in Libanon oder als Geflüchtete in Marokko und Tunesien mit der Hoffnung auf Europa:  
Viele Sudanerinnen und Sudaner leben in großer Unsicherheit 

Raus aus dem Krieg –  
aber wohin?

Der Krieg im 
Libanon macht 
aus den 
Sudanesinnen 
und Sudane-
sen im Land 
doppelt 
Heimatlose. 
Diese Familie 
ist in einer 
Kirche in der 
Hauptstadt 
Beirut 
untergekom-
men  
Foto: Louisa 
Gouliamaki/
reuters

M
it 14 Jahren sei er von 
Khartum, der Haupt-
stadt Sudans, nach Liba-
non gekommen, erzählt 

Mohammad Osman. Mittlerweile 
ist er 44  Jahre alt, und die langen 
Jahre der harten Arbeit haben Spu-
ren in sein Gesicht gezeichnet. 

Als Mohammad Mitte September 
in den südlichen Vorstädten der li-
banesischen Hauptstadt Beirut von 
seinem Leben erzählt, liegt die Es-
kalation des Krieges in Libanon am 
23. September noch etwa zwei Wo-
chen in der Zukunft. Seinen Alltag 
beherrscht damals nicht der bald 
eskalierende Krieg in Libanon, son-
dern der in seinem Heimatland Su-
dan: Einst ein Ort der Erinnerun-
gen, ist er für Mohammad seit April 
2023 zu einem Land der Albträume 
geworden.

Damals bricht infolge  eines 
Machtkampfs zwischen zwei Mili-
tärführern – General Abdel Fattah 
al-Burhan von den Sudanesischen 
Streitkräften (SAF) und General Mo-
hamed Hamdan Daglo, bekannt als 
„Hamedti“ von den Rapid Support 
Forces (RSF) – der Krieg aus. Er ent-
zündet sich an der Frage, wie die RSF 
in die reguläre Armee, die SAF, inte-
griert werden sollten. Der Konflikt 
zwischen den beiden ist ein Produkt 
der vorangegangenen Militärdik-
tatur unter Omar al-Bashir. Unter 
der Führung Burhans und Hamed-
tis stürzten SAF und RSF diesen in 
einem Coup. 

„Zu Beginn des Sudankrieges ver-
lor ich über drei Wochen lang den 
Kontakt zu meiner Familie“, sagt 
Mohammad mit zitternder Stimme. 
„Ich war überzeugt, dass sie getö-
tet wurden.“ Die Kommunikation 

wurde danach noch schwieriger, als 
die wichtigsten Internetanbieter Su-
dans im Februar 2024 offline gin-
gen. Ohne Internet- oder Telefonzu-
gang waren über 30 Millionen Su-
daner mehr als einen Monat lang 
von der Außenwelt abgeschnitten. 
Die Stille war auch für Mohammad 
quälend.

Fern ihrer Heimat und der Fami-
lie arbeiten nach Angaben der Inter-
nationalen Organisation für Migra-
tion in Libanon etwa 161.000 Men-
schen. Von ihnen stammen etwa 
9 Prozent aus Sudan.

Mohammad hat viele Erinnerun-
gen an sein Heimatland: „Ich lebte 
am Stadtrand von Khartum und 
verbrachte meine Kindheit mit 
meinen Cousins und Nachbarn da-
mit, zwischen den Zuckerrohrfel-
dern Ball zu spielen und dabei den 
Bauern zu entkommen, die uns mit 
ihren Traktoren verjagen wollten.“ 

Doch seine Kindheit fand ein jä-
hes Ende, als sein Vater beschloss, 
ihn mit seinem Onkel väterlicher-
seits nach Libanon zu schicken. Der 
hatte dort Arbeit als Hausmeister 
gefunden. Mohammads fünfköp-
fige Familie hatte bereits Schwie-
rigkeiten, über die Runden zu kom-
men, und sah Arbeitsmigration als 
Chance. „Als ich mit 14 Jahren nach 
Libanon kam, endete meine Kind-

heit offiziell. Ich wurde ein Mann“, 
sagt Mohammad bedeutungsvoll. 

Nach seiner Ankunft vor vielen 
Jahren fand er sich erst als Tellerwä-
scher in einem geschäftigen Hotel 
in der Hamra Street wieder, einer 
der pulsierenden Hauptverkehrs-
adern der Stadt. Das Leben war auf 
einmal weit entfernt von den unbe-
schwerten Kindheitstagen in Khar-
tum. 

Im Laufe der Jahre stieg Mo-
hammad schließlich zum Leiter in 
einem großen Gemüseladen in den 
südlichen Vororten von Beirut auf. 
Libanesen, Syrer und Sudanesen ar-
beiten dort unter ihm. Ihr gemein-
sames Ziel, so Mohammad: „Das 
beste Gemüse anzubieten.“ 

Die südlichen Vorstädte Beiruts 
sind heute schwer vom Krieg mit 
Israel betroffen. Die meisten Men-
schen haben das Gebiet verlassen – 
wahrscheinlich auch Mohammad. 
Wie es ihm heute ergeht, ist nicht 
bekannt, der Kontakt mit ihm ist 
abgebrochen. 

Als in Beirut noch alles halbwegs 
normal war, wurde Mohammads 
Alltag dennoch überschattet von 
den Unruhen in seiner Heimat. „Die 
Tage sind schwierig und voller Her-
ausforderungen“, sagt er. Zwischen 
der Verfolgung der Kriegsereignisse 
in Sudan und der Sorge um seine El-
tern und die Schwester, die in Darfur 
in Westsudan leben, sei es schwer, 
sich auf die Arbeit zu konzentrieren.

Mohammad standen seine Kol-
legen aus dem Gemüseladen bei, 
etwa Omar Farrouk Gassem. Auch 
er stammt aus Sudan. Und auch 
wie es ihm nach dem Ausbruch 
des Krieges in Beirut ergangen ist, 
ist nicht bekannt.

Damals, in dem Gemüseladen 
in Südbeirut, konnte Omar Mo-
hammads Gefühle gut nachvollzie-
hen: Auch die Kommunikation mit 
seiner Familie ist mit Herausfor-
derungen verbunden. Seine Frau, 
seine beiden kleinen Töchter und 
seine Eltern haben Zuflucht in Renk 
in Südsudan gesucht. „Ich versuche, 
sie jeden Tag anzurufen“, sagte er, 
„aber aufgrund der Sicherheitslage 
und der politischen Unruhen ist der 
Empfang nicht immer gut.“

Omars Glückstage sind die, an 
denen die Verbindung hält und er 
mit seinen Töchtern per Videoanruf 
sprechen kann. „Sie sagen mir, dass 
sie mich vermissen, aber sie haben 
keine Ahnung, wie sehr ich sie ver-
misse“, sagt er. „Neulich weinte 
meine fünfjährige Tochter Somaya 
und sagte, sie würde aufhören zu 
essen und zu trinken, bis ich nach 
Sudan zurückkäme. In dieser Nacht 
weinte ich mich in den Schlaf.“

Omar hat seine Familie seit vier 
Jahren nicht mehr gesehen. Die Dis-
tanz bestimmt sein Leben. Zu ihnen 
zurückzukehren würde aber bedeu-
ten, seinen Job in Libanon aufzuge-
ben – und in einem Flüchtlingsla-
ger in Sudan auf Hilfe angewiesen 
zu sein. „Ich schicke ihnen 250 Dol-
lar im Monat und lebe selbst von 
150 Dollar“, erklärt er. 

Aber das reicht nicht aus. Seine 
Familie benötigt dennoch Hilfe 
von den Organisationen der Ver-
einten Nationen sowie von ande-
ren Hilfsorganisationen, insbeson-
dere für die Medikamente seiner 
Eltern. Das Gesundheitssystem in 
Sudan ist zusammengebrochen, 
laut dem International Rescue 
Committee sind mehr als 70 Pro-

zent der Gesundheitseinrichtun-
gen in Konfliktgebieten nicht funk-
tionsfähig oder geschlossen, so-
dass Millionen Menschen keinen 
Zugang zu medizinischer Versor-
gung haben. 

Omars Kinder haben immerhin 
das Glück, in der Nähe ihrer Unter-
kunft zur Schule gehen zu können – 
im Gegensatz zu vielen anderen su-
danesischen Kindern. Die Verein-
ten Nationen schätzen, dass über 
10.400  Schulen in von Konflikten 
betroffenen Gebieten geschlossen 
wurden, wodurch 19 Millionen Kin-
der derzeit keine Bildung erhalten 
und anfällig für Ausbeutung sind.

Omar kam 2009 zum ersten 
Mal nach Libanon, damals war er 
19  Jahre alt. In den vergangenen 
15  Jahren trug er die Verantwor-
tung für seine Eltern und bis zu ih-
rem Tod seine Großeltern mütter-
licherseits. Viele Stunden lang sind 
seine Arbeitstage: Gemüse schälen, 
Produkte arrangieren.

Das Gehalt von Mohammad und 
Omar ist, wie bei vielen sudanesi-
schen Arbeitern in Libanon, eine 
Lebensader für die Zurückgeblie-
benen. Sie tragen die Narben des 
Krieges an sich – sowohl aus der 
Ferne als auch in der Nähe. Und ar-
beiten dennoch unermüdlich wei-
ter – in der Hoffnung, einmal in ei-
nen friedlichen Sudan zurückkeh-
ren zu können.

Dazu kommt noch die Unge-
wissheit des Lebens in Libanon, der 
selbst von Krisen und Kriegen ge-
beutelt ist. Mitte September steht 
Omar vor dem Gemüseladen,  blickt 
auf die belebte Straße und murmelt: 
„Ich vermisse sie mehr, als Worte sa-
gen können.“ 

In Libanon leben Tausende Arbeitsmigranten aus Sudan. Das Geld, das sie nach Haus schicken,  
ist eine Lebensader für die Familien – die sie oft jahrelang nicht sehen

Zerrissen zwischen den Kriegen

„Als ich mit 14 Jahren 
nach Libanon kam, 
endete meine 
Kindheit offiziell“
Mohammad Osman

Aus Beirut Ghadir Hamadi
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E
s ist fast schon ein Ritual geworden: 
Seit seiner Ankunft in Oujda hat Salih 
sich angewöhnt, am Abend den Platz 
des 16. August aufzusuchen und dort 

seine Freunde zu treffen. An dem belebten 
Platz im Herzen der Stadt Oujda im Nordos-
ten Marokkos ist immer etwas los. Um Salih 
herum tummeln sich die Straßenhändler, ei-
ner von ihnen beobachtet Salih und seine 
Freunde, die nach einem Platz zum Sitzen 
suchen. „Nehmt Platz!“, ruft er ihnen mit ei-
nem freundlichen Lächeln zu. „Ich komme 
gerne hierher“, sagt Salih und bläst in sei-
nen Kaffee. Der Preis für einen Kaffee sei un-
schlagbar: nur 2,50 Dirham – etwa 20 Cent – 
koste dieser. 

Salih ist 20 Jahre alt und stammt aus Sudan, 
aus der Metropole Omdurman. Er möchte le-
diglich seinen Vornamen veröffentlicht se-
hen. Vor etwa einem Monat kam er in der 
Stadt an der marokkanisch-algerischen 
Grenze an. „Ich bin im Mai 2023 vor dem Krieg 
in Sudan geflohen, weil es um mein Überle-
ben ging“, erklärt er mit ruhiger Stimme. Um 
seine Worte zu untermauern, zeigt er ein Vi-
deo auf seinem Handy, das verkohlte Leichen 
zeigt. „Das war im Juni letzten Jahres, als sie ei-
nen Markt bombardiert haben“, fügt er hinzu. 
Seine großen schwarzen Augen sehen sanft 
aus – und verbergen das Martyrium, das er 
während seiner Reise von Sudan nach Ma-
rokko erlitten hat. „Ich bin mit dem festen 
Vorsatz nach Libyen aufgebrochen, Europa 
zu erreichen“, sagt er, „aber ich hatte nicht 
einmal die Chance, es zu versuchen.“ 

Schon bald hätten ihn Milizen festgenom-
men, zehn Monate habe er in Haft verbracht. 
„Ich ging durch die Hölle. Sie verlangten eine 
Kaution, die meine Familie nicht aufbringen 
konnte. Ich hatte großes Glück und konnte 
fliehen.“ Er flieht weiter, durch Algerien, bis 
nach Marokko. „Ich habe das Gefühl, meinem 
Ziel noch nie so nahe gewesen zu sein wie 
nun“, erklärt er und begrüßt seinen Freund 
Mohamed. Der ist 19 Jahre alt und stammt 
aus Nayla, einer Stadt im Westen Sudans. Er 
hat Ähnliches erlebt: „Die Situation in Libyen 
ist extrem gefährlich, ein Albtraum, und die 
Überfahrt ist unerschwinglich, 15.000 Dinar“, 
sagt er – etwa 2.900 Euro. „Woher soll ich das 
Geld nehmen? Ich bin hierhergekommen, um 
auf dem Landweg in die Enklaven Ceuta oder 
Melilla zu gelangen“, erklärt er.

Während die beiden sich unterhalten, geht 
die Sonne unter. Die einsetzende Dunkelheit 
ist das stille Signal für die Abreise. Wie jeden 
Abend, wenn es dunkel wird, ist es für die bei-
den an der Zeit, die Öffentlichkeit der Stra-
ßen zu verlassen. „Man sollte abends nicht 
dort herumlungern. Die Ordnungskräfte pa-
trouillieren nachts und nehmen jeden mit, 

ohne Unterschied. Die Asylbewerberbeschei-
nigung, die ich in der Tasche habe, ist wertlos. 
Vor einigen Tagen nahmen sie Dutzende Mig-
ranten fest, nur um sie nach Algerien zurück-
zuschicken. Unter ihnen waren auch sudane-
sische Asylbewerber“, sagt Salih, und schrei-
tet eilig von dannen. In der Stadt Oujda gibt 
es keine Flüchtlingslager unter freiem Him-
mel mehr. Es gab einmal zwei: Hinter der Uni-
versitätsstadt und unter der Brücke über den 
Fluss Oued Nachef. Dort hatten viele sudane-
sische Migranten Zuflucht gefunden, vor eini-

gen Monaten wurden sie aufgelöst. Nur dieje-
nigen, die über finanzielle Mittel verfügten, 
erhielten Zugang zu Unterkünften, während 
ärmere Migranten andere Lösungen finden 
müssen. Salih und Mohamed bewohnen etwa 
eine verlassene Baustelle am Rande der Stadt. 
In diesem unfertigen Gebäude mit fenster-
losen Betonwänden sind fast dreißig Perso-
nen untergekommen. Der Jüngste von ihnen 
ist 15 Jahre alt. 

„Wir gehen in kleinen Gruppen hinein, um 
nicht aufzufallen und die Nachbarn nicht zu 
stören“, erklärt Salih. Es ist eine Unterkunft für 
die Nacht. „Bei Tagesanbruch sind wir schon 
wieder weg, um Arbeit zu suchen. Im Moment 
gibt es keinen Komfort, nur Kartons, die ich 
zum Schlafen auf dem Boden ausbreite, aber 
es ist erträglich, denn nachts sind die Tempe-
raturen zu dieser Jahreszeit noch mild“, er-
zählt er.

Wie Salih und Mohamed versuchen Dut-
zende sudanesische Migranten, in der Haupt-
stadt der marokkanischen Region Oriental 
zu überleben. Was sie von anderen afrika-
nischen Migrantengruppen unterscheidet, 
ist ihre Präsenz im öffentlichen Raum. Es ist 
nicht ungewöhnlich, dass Sudaner kleine Jobs 
in der Gastronomie oder im Baugewerbe an-
nehmen. Dass die sudanesischen Migranten 
dieselbe Sprache sprechen – Arabisch – und 
denselben Glauben – Islam – teilen, erleich-

tert es ihnen, sich zu integrieren. Salih hat in 
Oujda bereits einige Tage auf dem Bau gear-
beitet. Auch abseits davon findet er sich zu-
recht: Bei der Beschaffung von Kleidung und 
Lebensmitteln konnte er bisher auf die Soli-
darität der Bevölkerung zählen. 

Zwar gibt es keine genauen Statistiken – da 
an der Grenze keine verlässlichen Daten erho-
ben werden –, doch laut Vereinen und Struk-
turen, die Migranten unterstützen, nimmt die 
Zahl der Sudaner im Land deutlich zu. „Es ist 
eine Tatsache, dass die sudanesische Bevöl-
kerung, die früher sehr marginal vertreten 
war, erheblich zugenommen hat. In den letz-
ten beiden Jahren sind mindestens 3.000 su-
danesische Migranten durch die Gemeinde 
gekommen sind, und dieser Zustrom hält an“, 
sagt Youssef Chemlal, Mitglied der marokka-
nischen Vereinigung zur Unterstützung von 
Migranten in schwierigen Situationen (AMSV).

Diese Feststellung wird auch von Pater Ed-
win, dem Leiter der im Stadtzentrum gelege-
nen Kirche Saint Louis, gestützt. „Unter den 
Menschen, denen wir unsere Hilfe anbieten, 
sind sudanesische Migranten die am stärks-
ten vertretene Gruppe. Dieses Migrationsphä-
nomen hat sich in den letzten vier Monaten 
intensiviert“, erklärt er. Und: In den letzten 
Wochen habe man viele Frauen und Kinder 
aufgenommen – „etwas, das wir noch nie zu-
vor gesehen haben“.

F
ür Migrant:innen aus Westafrika und 
Flüchtlinge aus Sudan ist der 50 Kilo-
meter lange Küstenstreifen nördlich 
des tunesischen Sfax das große Ver-

sprechen auf ihrem Weg in ein besseres Le-
ben. 

Täglich kommen Hunderte Menschen über 
die Wüstenlandschaft an der algerischen und 
libyschen Grenze an, schlagen sich bis in die 
Hafenstadt durch und warten auf die Über-
fahrt nach Lampedusa. Bis zu 20.000 Men-
schen harren derzeit in Lagern inmitten der 
Olivenhaine aus. Ihre Lebensumstände erin-
nern an ein Kriegsgebiet. Und täglich werden 
es mehr Menschen.

Denn seit dem Abkommen zwischen der 
Brüsseler EU-Kommission und dem Anfang 
Oktober wiedergewählten Präsidenten Kais 
Saied fängt die Küstenwache fast alle Boote 
auf ihrem Weg nach Lampedusa ab.

Die größte Flüchtlingskrise des südlichen 
Mittelmeers findet unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit statt. Um mit den Geflüchteten zu 
sprechen, benötigt man Hartnäckigkeit und 
eine Genehmigung des Innenministeriums 
in Tunis. Selbst Gesuche von Abgeordneten 
aus Brüssel und Berlin, diese zu besuchen, 
wurden bisher strikt abgelehnt.

Links und rechts der verwaisten Landstraße 
nördlich von Sfax schleppen kleine Gruppen 
von Migranten Plastiktüten voller Lebensmit-
tel in Richtung der Kleinstadt El Amra. Immer 

wieder suchen sie Schutz vor der stechenden 
Sonne unter den bis an die Straße heranrei-
chenden endlosen Reihen von Olivenbäu-
men. Als Polizeipatrouillen in hohem Tempo 
vorbeirauschen, suchen sie Schutz hinter der 
Straßenböschung. Doch wo sind die Tausen-
den Migranten, vor denen in Sfax wieder und 
wieder gewarnt wird?

Eine unscheinbare Straße führt von der tru-
beligen Provinzmetropole El Amra scheinbar 
ins Nichts. Links und rechts stapelt sich der 
Müll, Frauen mit auf den Rücken getragenen 
Babys tauchen plötzlich auf. Nach mehreren 
Kurven sind es plötzlich Hunderte. Aus einer 
defekten Bewässerungsleitung sprudelt Was-
ser. Menschen stehen Schlange, um ihre mit-
gebrachten Wasserflaschen aufzufüllen, da-
neben waschen sich junge Männer mit Seife.

Man ist angekommen am Flüchtlingslager 
„Kilometer 30“. 

Aus Holzstöcken und Plastikfolie notdürf-
tig zusammengebaute Zelte soweit das Auge 
reicht. Unter den penibel angelegten Rei-
hen der Olivenbäume Matratzen, Kochge-
schirr und schreiende Babys. „Ich schätze, 
wir sind 5.000 Menschen hier aus mindes-
tens 20 Ländern“, sagt Abubakr Bangui. Dar-
unter sind auch Sudaner:innen. Eine Böe wir-
belt den Sandstaub auf, der alle Zelte bedeckt. 
Der Ingenieur aus Guinea-Bisseau trägt seine 
zweijährige Tochter im Arm und schaut be-
sorgt nach seiner Frau Leoni. Die seit dem Rö-

mischen Reich hier angebauten Bäume wir-
ken in der flachen Landschaft wie Blickfang-
mauern.

Am Morgen war sie wie die anderen Frauen 
des Lagers nach El Amra gegangen, um et-
was zu essen zu ergattern. Als sie zusammen 
mit vier anderen Frau schwer bepackt hin-
ter einer Biegung erscheint, ist dem 35-Jäh-
rigen die Erleichterung ins Gesicht geschrie-
ben. „Wir Männer müssen im Lager bleiben, 
die Frauen suchen nach Essen oder Geld“, sagt 
er. „Wenn mich die Polizei in El Amra auf der 
Straße erwischt, werde ich verhaftet und an 
der algerischen Grenze ausgesetzt.“ Doch die 
Frauen riskieren, ausgeraubt oder angegrif-
fen zu werden, sie berichten von Schlägen 
und sexuellen Übergriffen.

Laila Bangui breitet vor dem Zelt der Fa-
milie aus, was heute im Topf landet, der vor 
einem kleinen Gaskocher steht. „Meine Aus-
beute wird von Monat zu Monat weniger, in 
Tunesien herrscht eine Wirtschaftskrise“, sagt 
die 30-Jährige. „Aber heute war ein guter Tag.“

Seit Sommer letzten Jahres lebt die Fami-
lie hier, dreimal wurde ihr Zelt von der Poli-
zei zerstört. „Kilometer 30“ ist eines von sechs 
entlang der parallel zur Küstenstraße entstan-
denen Camps, das erste liegt bei Kilometer 25, 
das letzte bei Kilometer 38. Die Zahl bezeich-
net die jeweilige Entfernung von Sfax und ist 
auf Steinen verzeichnet.

Seit Oktober haben die Banguis fünfmal 
versucht, mit dem Boot nach Lampedusa 
überzusetzen, und haben dafür insgesamt 
2.500 Euro gezahlt. „Jedes Mal hat die tunesi-
sche Küstenwache das Boot aufgespürt, uns in 
den Hafen von Sfax gebracht und dann wort-
los gehen lassen“, sagt Bangui. „Wir werden es 
auch ein sechstes Mal probieren.“

Doch derzeit hat kaum jemand in dem 
selbst organisierten Lager Geld für die nächste 
Überfahrt. Seit einer Anordnung vom letz-
ten Juni dürfen Tunesier Migranten:innen 
nicht mehr als Tagelöhner anstellen. Das Er-
sparte der Verwandten in der Heimat war be-
reits nach der ersten Überfahrt aufgebraucht. 
„Wir warten darauf, dass Tunesien die Boote 
wieder fahren lässt und die Preise sinken“, be-
gründet Bangui ihr vergebliches Warten, ohne 
dass sich an der Lage etwas geändert hätte.

Nach Sonnenuntergang ist es im Lager 
stockdunkel. Um kleine Feuer sitzen Men-
schen und schweigen. Die Luft riecht nach 
Meerwasser. Es gebe trotz allem keinen Weg 
zurück, sagt einer am Feuer.

In Marokko werden auch sudanesische Asylbewerber gerne wieder zurück nach Algerien geschickt. Salih meidet deshalb die Polizei – und will
eigentlich nach Europa. Der Sudanese kam vor einem Monat an der marokkanisch-algerischen Grenze an

Wer im tunesischen Sfax landet, will meistens nach 
Europa übersetzen. Das weiß auch der Staat, die 
Küstenwache spürt ihre Boote immer wieder auf

Die Straßen bei Einbruch der Dunkelheit verlassen

Zeltreihen unter 
Olivenhainen 

„Ich bin vor dem 
Krieg geflohen, 
weil es um mein 
Überleben ging“
Salih, Sudaner in Marokko 

„Wir sind 5.000  
Menschen hier aus 
mindestens 20 Ländern“
Abubakr Bangui, Geflüchteter

Aus Oujda Hasna Belmekki

Wo kommen 
sie her und wo 
wollen sie hin? 

Migranten in 
der Stadt 

Oujda in 
Marokko 
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Italien beherrschte einst mit Gewalt die Region am Horn von Afrika. Heute wirft Rom Menschen von dort vor, als „Invasoren“ 
nach Europa zu kommen – und riegelt mit Gewalt die Fluchtrouten ab

A
ls die übrigen eu-
ropäischen Mächte 
sich ihren „Wettlauf 
um Afrika“ liefer-
ten, hatte das damals 
noch junge König-

reich Italien lange eine Zuschauer-
rolle. Erst spät begann es, sich für 
Afrika zu interessieren. Unter ande-
rem streckte es per „Kooperations-
vertrag“ seine Fühler nach Tunesien 
aus, das sich Frankreich allerdings 
1881 mit Gewalt als Protektorat ein-
verleibte. Die „Tunis-Ohrfeige“ – so 
die italienische Redewendung für 
die koloniale Offensive des Nach-
barlandes  – durchkreuzte Italiens 
Pläne, eine der letzten reichen und 
freien Regionen Nordafrikas zu er-
obern.

So verlagerte Italien seine ko-
lonialen Ambitionen zum Horn 
von Afrika. In Eritrea sicherte es 
sich den Zugang zum Roten Meer 
in der Bucht von Assab und drang 
weiter nach Abessinien, in das heu-
tige Äthiopien vor. Die Niederlage 
Italiens in der Schlacht von Adwa 
1896 gegen die äthiopische Armee 
stoppte den Vormarsch bis 1905. 
Dann eroberte Italien zunächst So-
malia, im Italo-Türkischen Krieg 
von 1911 erlangte es dann die Kont-
rolle über das heutige Libyen.

Der Aufstieg des Faschismus und 
Mussolinis war auch getrieben vom 
Wunsch nach Rache für vergangene 
Niederlagen. 1936 begann Italien 
mit der brutalen Besetzung Abes-
siniens und erklärte die Geburt des 
„italienischen Reiches“. Mussolinis 
Träume vom Ruhm wurden jedoch 
bald zunichte gemacht, als Italien 
den Zweiten Weltkrieg verlor.

Bis heute aber hält sich für diese 
Zeiten das Schlagwort von den „Ita-
liani, brava gente“, dem „guten Volk 
der Italiener“ – ein Mythos über die 
koloniale Vergangenheit des Lan-

des, die in Wirklichkeit von Gewalt 
und Kriegsverbrechen geprägt war. 
Die Rede von den „guten Italienern“ 
ist ein Zerrbild der Geschichte, in 
dem Italien nur in Afrika gewesen 
sei, um es zu „zivilisieren“.

Tatsächlich litt Italien Ende des 
19.  Jahrhunderts an der Unterent-
wicklung seiner Industrie und sei-
nes Bildungswesens. Hunderttau-
sende wanderten nach Amerika 
oder Australien aus. Das italieni-

sche Kolonialprojekt wollte auch 
die Auswanderung in die eigenen 
afrikanischen Kolonien umleiten. 
Dies scheiterte. Die Kolonialisten 
aber wüteten dort voller Brutali-
tät. In Eritrea etwa richteten itali-
enische Soldaten Massen von Re-
bellen hin oder deportierten sie in 
das Arbeitslager Nocra, wo die Ge-
fangenen bei 50 Grad Hitze arbei-
ten mussten.

Angelo Del Boca, ein bekannter 
italienischer Historiker, schrieb: 
„Der liberale Staat hinterließ dem 
Faschismus bedeutende Vermächt-
nisse wie aggressiven Militarismus, 
Erfahrung im Völkermord und Ver-
achtung für afrikanische Völker.“ In 
Äthiopien beispielsweise verstieß 
General Pietro Badoglio gegen das 
Genfer Protokoll von 1925, indem 
er chemische Waffen gegen äthi-
opische Widerstandskämpfer und 

20.000 Flüchtlinge im Amba-Ara-
dam-Massiv einsetzte. Rodolfo Gra-
ziani, der 1936 von Mussolini zum 
Vizekönig ernannt wurde, führte 
den Völkermord an der Bruder-
schaft der Senussi in Libyen an, die 
beschuldigt wurde, den libyschen 
Widerstand zu unterstützen. Gra-
ziani ordnete Massaker in Addis 
Abeba und Debra Libanos in Äthio-
pien an. Die Rassengesetze von 1938 
verboten Mischehen, um zu verhin-
dern, dass „gemischtrassige Kinder, 
die manchmal sogar von ihren itali-
enischen Vätern anerkannt wurden, 
dem Ansehen der Rasse schadeten“.

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde über die rassistische und ko-
loniale Geschichte Italiens lange ge-
schwiegen. In Rom gibt es bis heute 
eine Amba-Aradam-Straße. Histori-
ker wie Angelo Del Boca und andere 
haben das Land dann gezwungen, 
sich seiner dunklen Vergangenheit 
zu stellen, und gezeigt, dass der Ko-
lonialismus Italiens nicht weniger 
brutal war als der anderer europä-
ischer Mächte. Auch italienisch-af-
rikanische Schriftsteller und Jour-
nalisten und die antirassistischen 
Bewegungen trugen dazu bei, die 
kollektive Erzählung über die Mas-
saker der italienischen Kolonialher-
ren zu ändern. 2023 wurde vorge-
schlagen, den 19. Februar – das Da-
tum des Massakers von Addis Abeba 
im Jahr 1937 – zum Gedenktag für 
die Opfer des italienischen Koloni-
alismus zu erklären.

Vor Kurzem hat die Regierung 
Giorgia Melonis ein neues Ent-
wicklungsprogramm für afrikani-
sche Länder vorgestellt. Der soge-
nannte Mattei-Plan trägt den Na-
men des Gründungspräsidenten 
des italienischen Energiekonzerns 
ENI, Enrico Mattei. Er sieht neben 
Projekten zur Energieversorgung 
auch den Kampf gegen die irregu-

läre Migration und einen Ausbau 
der Infrastruktur vor – der wiede-
rum der italienischen Agrarindus-
trie zugute kommen soll. Afrika
ner:innen waren an den Planun-
gen nicht beteiligt. Tunesien bekam 
aus Italien 100 Millionen Euro, um 
die Fahrten Richtung Italien von 
seiner Küste aus zu stoppen und 
so eine der wichtigsten Fluchtrou-
ten für Menschen auch aus Sudan 
zu schließen. Und schon seit Jahren 
ist Italien in Libyen präsent, damit 
die Regierung auch dort die Fahrten 
Richtung Italien unterbindet.

2023, im ersten Jahr des Sudan-
kriegs, waren noch etwa 6.000 Su
daner:innen in Italien angekom-
men – eine Verdoppelung im Ver-
gleich zum Vorjahr. Etwa 5.000 
kamen über Tunesien, etwa 1.000 
über Libyen. In diesem Jahr ist 
die Zahl der Ankommenden um 
mehr als 60 Prozent gefallen. Von 
Januar bis Oktober 2024 kamen 
über den Seeweg gerade einmal 
240  Sudaner:innen. Die Mittel-
meerroute ist dabei nach wie vor 
eine der gefährlichsten Migrations-
routen der Welt.

Die Regierung Melonis prahlt 
heute damit, die „Landungen ein-
gedämmt“ zu haben. Die Phantom-
schiffswracks, die Todesfälle in der 
Wüste und die Gewalt, der Men-
schen in Libyen und Tunesien und 
auf dem Meer ausgesetzt sind, er-
wähnt sie nicht.

Yasim*, ein sudanesischer Flücht-
ling und Mitglied der Sudanese Re-
fugee Association in Turin, berich-
tet von seiner Reise: „Sudan ist ein 
abgeriegeltes Land, in dem jeden 
Tag Menschen massakriert werden. 
Wer versucht, Libyen oder Ägypten 
zu erreichen, steht vor der Wüste 
und, wenn er überlebt, vor der ge-
fährlichen Seereise.“ Er selbst floh 
vor dem Militärdienst in Darfur 

und kam 2015 in Italien an. „Ich 
hatte Glück, aber in der Sahara habe 
ich viele Leichen gesehen“, sagt Ya-
sim. „Sudan ist ein wunderschönes 
Land. Wenn es keinen Krieg gäbe, 
würde niemand wegwollen.“

Viele Migrant:innen wollen nicht 
in Italien bleiben. Einige beantra-
gen dennoch Asyl, andere entschei-
den sich für die Weiterreise, wenn 
sich das Verfahren in die Länge 
zieht. Doch die ist beschwerlich. 
An der französisch-italienischen 
Grenze in Ventimiglia schiebt die 
französische Polizei Geflüchtete 
direkt zurück. Im Gebiet um Oulx 
nahe Turin, an der alpinen Grenze 
zu Frankreich, ist die sudanesische 
Gemeinschaft aktiv. Viele überque-
ren die Grenze hier, um zu Verwand-
ten in anderen Ländern zu gelan-
gen. „Die Menschen erzählen uns 
von schrecklichen Reisen, von der 
Schleusung über das Mittelmeer 
als blinde Passagiere“, sagt Piero 
Gorza, Anthropologe und Präsident 
des Vereins No Borders in Oulx. „Sie 
reisen in Gruppen und versuchen, 
die Schulden, die sie bei den Schlep-
pern haben, zurückzuzahlen, in-
dem sie so schnell wie möglich Ar-
beit im Ausland finden.“ Bis heute 
ist Italien Knotenpunkt für Migrati-
onsrouten aus Ex-Kolonien des bri-
tischen und französischen Empires 
– und auch mit der Migration aus 
Ostafrika, der von Italien kolonisier-
ten Region, konfrontiert. Doch der 
erstarkende Nationalismus in Ita-
lien lässt die Ablehnung dieser Mi
grant:innen wachsen. Ihnen wird 
vorgeworfen, als „Invasoren“ die 
italienische Identität zu bedrohen. 
Und die Politik der aktuellen und 
der Vorgängerregierungen gefähr-
den heute das Leben derer, die ver-
suchen, aus Afrika nach Europa zu 
gelangen.
* Name geändert
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